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Wie gut die staatliche Einheitsschule auch immer strukturiert und organisiert wird, sie wird nicht auf 
alle Kinder und ihre Eltern gleichermassen eingehen können. Aus weltanschaulichen oder anderen 
Gründen bevorzugen manche Familien ein Schulsystem, das zwar anerkannt, aber insofern nicht 
mehrheitsfähig ist, als es nur von Privatschulen angeboten werden kann und soll. Es geht in einer 
freiheitlichen Gesellschaftsordnung nicht an, Eltern aus finanziellen Gründen faktisch daran zu 
hindern, ihre Kinder an eine Privatschule zu schicken. 

Gleichzeitig weiss die Basler FDP, dass dieses Thema zum Leidwesen zahlreicher Familien zu 
den ideologisch aufgeheizten Themen der hiesigen Schulpolitik zählt. Sie hofft aber, dass mit der 
breiten Diskussion über den neuen Entwicklungsplan für die Volksschule Basel-Stadt auch die 
Debatte über diese Thematik entkrampft werden kann. 

Der Regierungsrat wird deshalb gebeten, zu prüfen und zu berichten, 

- welche Bedeutung den Privatschulen in der heutigen Bildungslandschaft Basel-Stadt 
zukommen, 

- wie hoch die Staatskasse dadurch entlastet wird, dass einige Kinder und Jugendliche eine 
Privat- statt eine Staatsschule besuchen, 

- welche Rolle der Regierungsrat den Privatschulen künftig grundsätzlich einräumen möchte, 

- wie mit der Neukonzeption der Basler Volksschule die Privatschulen besser eingebunden 
werden können und 

- welche Massnahmen geplant werden können, um die finanzielle Doppelbelastung von Eltern 
zu reduzieren, die ihre Kinder an eine Privatschule schicken. 
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